
 

 

  

Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport | Postfach 71 25 | 24171 Kiel 

nachrichtlich: 
 
Amt Bordesholm 
Der Amtsdirektor 
Postfach 1151  
24577 Bordesholm 
 
Mit Kopie für die Gemeinde Bordesholm 
 
d.d. Landrat des Kreise Rendsburg-Eckernförde 
 
Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
 Fachdienst Regionalentwicklung 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg 
 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht) 
 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes zur bedarfsgerechten 
Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs vom 12. November 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 808) 
 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 45 der Gemeinde Bordesholm  
 
Mit Schreiben vom 03.05.2024 informieren Sie über die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 45 der Gemeinde Bordesholm. Ziel der Planung ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Sicherung des baulichen Bestandes und einer 
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geregelten Nachverdichtung. Im Bebauungsplan sollen ein allgemeines Wohngebiet, ein 
Urbanes Gebiet und Sondergebiet „Segelsport“ festgesetzt werden. Der 
Plangeltungsbereich ist ca. 6,9 ha groß und befindet sich am Nord- und Ostufer des 
Bordesholmer Sees. Es handelt sich um bereits vollständig bebautes Gebiet. Die Planung 
entwickelt sich aus dem Flächennutzungsplan.  
 
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der Bauleitplanung wie folgt Stellung: 
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 
Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 
(LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409) sowie dem Regionalplan III (Amtsbl. Schl.-H. 
2001, Seite 49). 
 
Die Gemeinde Bordesholm gehört als Unterzentrum zu den Siedlungsschwerpunkten des 
Landes Schleswig-Holstein. Das Plangebiet befindet sich zudem innerhalb des baulich 
zusammenhängenden Siedlungsgebietes und innerhalb der Siedlungsachsenabgrenzung.  
 
Durch die Bauleitplanung soll eine Bestandssicherung erfolgen. Ergänzend sollen einzelne 
Nachverdichtungsmöglichkeiten festgesetzt werden. 
 
Aus Sicht der Landesplanung bestehen gegenüber der Planung keine Bedenken. 
Insbesondere wird bestätigt, dass der Planung keine Ziele der Raumordnung 
entgegenstehen.  
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über 
die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 
Stellungnahme nicht verbunden. 
 
Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden 
ergänzend folgende Hinweise gegeben: 
 

 Ein Bebauungsplan muss als Satzung, die Inhalt und Schranken des 
Grundeigentums bestimmt, den Geboten der Bestimmtheit und Normenklarheit 
entsprechen. Welche Regelungen mit welchem Inhalt normative Geltung 
beanspruchen, muss hinreichend deutlich erkennbar sein.  
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Im vorliegenden Fall wird die festgesetzte Art der baulichen Nutzung in der 
Planzeichnung von den vorhandenen baulichen Anlagen in der Farbe “grau“ 
überlagert.  

In der Farbe „grau“ werden i. d. R. Gewerbeflächen i. S. von § 8 BauNVO 
zeichnerisch dargestellt. Der Gebäudebestand kann im Hintergrund zu der Art der 
baulichen Nutzung (nicht überlagernd), z.B. durch eine Schraffur, dargestellt werden.  

Um Missdeutungen zu vermeiden wird empfohlen, die Planzeichnung entsprechend 
anzupassen. 

 Insbesondere durch den westlich der „Eiderstedter Straße“ vorhandenen 
großflächigen Zimmereibetrieb sowie den übrigen vorhandenen Gewerbebetrieben 
besteht eine gewerbliche Vorprägung. Bei Festsetzungen eines urbanen Gebietes 
im Sinne des § 6a BauNVO muss insbesondere auch im Hinblick auf die Wahrung 
von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 
sichergestellt sein, dass die in einem MU zulässigen Gewerbebetriebe verträglich mit 
der ihnen umgebenden Wohnbebauung sind.  

 XPlanung ist ein Datenstandard zur Bereitstellung von räumlichen Planungsdaten 
aus Bauleitplanung, Raumordnung, Landes- und Regionalplanung sowie zukünftig 
auch der Landschaftsplanung in standardisierter und maschinenlesbarer Form 
(Dateiformat XPlanGML). Dieser Datenstandard sichert einen verlustfreien 
Austausch von Planinhalten in direkter Verknüpfung zu den Geometrie- und 
zugehörigen Metadaten sowie die Beschleunigung interner Verfahren und 
Optimierung normierter Arbeitsprozesse. 

Im Hinblick auf die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) sowie die 
fortschreitende Digitalisierung und Automation von Verwaltungsdienstleistungen wird 
ausdrücklich empfohlen, Bauleitpläne im Datenaustauschstandard XPlanung 
aufzustellen und insbesondere auch für eine verwaltungsträgerübergreifende 
elektronische Kommunikation zu nutzen.  

Die Übermittlung von Planunterlagen an das Referat für Städtebau und Ortsplanung, 
Städtebaurecht, nehmen Sie bitte bis auf Weiteres weiterhin als PDF-Dokument vor. 
Weitergehende Informationen (Erläuterungen, Arbeitshilfen, etc.) finden Sie unter: 
www.itvsh.de/xplanung/ 

 

Gez. Kretzschmar 
 
(Fin Kretzschmar) 

http://www.itvsh.de/xplanung/
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Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein
Brockdorff-Rantzau-Str. 70 | 24837 Schleswig

Obere Denkmalschutzbehörde
Planungskontrolle

AC Planergruppe GmbH
z.Hd. Frau Katrin Steffen
Burg 7A 
25524 Itzehoe

Ihr Zeichen: KSt/Schi, Projekt-Nr. 120451 /
Ihre Nachricht vom: 03.05.2024/

Mein Zeichen: Bordesholm-Bplan45 /
Meine Nachricht vom: /

Kerstin Orlowski
kerstin.orlowski@alsh.landsh.de

Telefon: 04621 387-20
Telefax: 04621 387-54

Schleswig, den 07.05.2024

Gemeinde Bordesholm
B-Plan Nr. 45 „Bordesholmer Seeufer“
Frühzeitige Beteiligung als Behörde und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4 Abs. 1 BauGB
Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein

Sehr geehrte Frau Steffen,

die überplante Fläche befindet sich teilweise in einem archäologischen Interessengebiet.
Dieses archäologische Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten 
Aufkommen an archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rech-
nen ist und dass das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein bei Maßnahmen mit 
Erdeingriffen beteiligt werden muss (§ 12 Abs. 2 S. 6 DSchG SH 2015).

Denkmale sind gem. § 8 Abs. 1 DSchG SH unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste 
erfasst sind, gesetzlich geschützt.

Wir stimmen der vorliegenden Planung zu. Das Archäologische Landesamt ist jedoch 
frühzeitig an der Planung von Maßnahmen mit Erdeingriffen in den o.g. Bereichen zu be-
teiligen, um prüfen zu können, ob zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im 
Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird und ob ggf. gem. § 
14 DSchG SH archäologische Untersuchungen erforderlich sind. 

Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG SH die Kosten, die für 
die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation 
des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im 
Rahmen des Zumutbaren zu tragen.

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder 
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmal-
schutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den 
Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, 
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur 
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver-
pflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal 
und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche 

www.archaeologie.schleswig
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Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt 
spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Kerstin Orlowski

Anlage: Auszug aus der Archäologischen Landesaufnahme





 

 Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
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Bebauungsplan Nr. 45 „Bordesholmer Seeufer“ der Gemeinde Bordesholm 
Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Zur vorliegenden Bauleitplanung, hier eingegangen am 03.05.2024, nehmen die beteiligten 
Dienststellen wie folgt Stellung: 
 
 

 
• Fachdienst Umwelt  (untere Naturschutzbehörde) 

Grundsätzlich wird die beabsichtigte geordnete städtebauliche und freiraumplanerische 
Überplanung des Plangeltungsbereichs unter Beachtung der auf S. 5 der Begründung 
formulierten Planungsziele, innerhalb des sensiblen, nach § 35 LNatSchG ausgewiese-
nen 50 m breiten Schutzstreifen des Bordesholmer Sees (Gewässer 1. Ordnung) aus na-
turschutzfachlicher Sicht positiv bewertet. 
 
Damit die für die Aufstellung des B- Planes seitens der Unteren Naturschutzbehörde aus-
zusprechende Ausnahme nach § 35 Abs. 4, Nr.4 LNatSchG in Aussicht gestellt werden 
kann, sind jedoch Ergänzung der Planunterlagen erforderlich. 
 
Hierzu gehört u. a, die Erfassung und Darstellung des ortsbildprägenden Baumbestandes 
mit Nennung der Baumarten sowie der Stamm- und Kronendurchmesser. Die Beschrän-
kung auf die öffentlichen Straßenverkehrsflächen ist nicht ausreichend. 
 
Bei den als privat dargestellten Grünflächen handelt es sich in weiten Teilen um Flächen 
der Schleswig-Holsteinischen Landesforsten. 
 
Den S- H. Landesforsten sind darüber hinaus Eigentümer des Bordesholmer Sees und 
seiner Uferbereiche, die beide dem besonderen gesetzlichen Schutz nach § 30 Abs. 2 Nr. 
1 bzw. Nr. 4 LNatSchG unterliegen. 
 
Um den o. g. städtebaulichen Planungszielen gerecht werden zu können, sind gleichfalls 
die sensiblen Freiflächen in der Nähe des Bordesholmer Sees („Teilbereich Nord“ u. teil-
weise „Teilbereich Mitte“), die im Eigentum des Landes (S.- H.- Landesforsten) befinden 
und die Nahtstelle zwischen Seeuferbereich und Privatgärten bilden, als Flächen für 
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Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft aus-
zuweisen.  
 
Das dient u. a. auch der Erhaltung des prägenden Ortsbildes und der Bewahrung der 
städtebaulichen Eigenart. 
 
Gleichfalls sollten naturschutzfachliche Auflagen, die i. R. v. Baugenehmigungen im Plan-
geltungsbereich ausgesprochen wurden, in die Plandarstellung übernommen werden (u. 
a. Heintzestraße Nr. 34). 
 
Der Bordesholmer See und seine Uferzonen besitzen nicht nur eine besondere Bedeu-
tung als gesetzlich besonders geschützte Biotopbereiche; auch aus Sicht des Artenschut-
zes nach § 44 BNatSchG sind sie gleichfalls wertvolle Habitate für eine vielfältige Fauna 
(u. a. Wasservögel, schilf- und höhlenbewohnende Vögel, Gehölzbrüter sowie Amphibien 
und Säugetiere u. a. Fledermäuse). 
Die Bestandserfassung in Form Potentialerfassung wird dieser vielfältigen und gefährde-
ten Tierwelt nicht hinreichend gerecht und ist durch eine Bestandserhebung seitens einer 
fachlich qualifizierten Person zu präzisieren. 
 
 

• Fachdienst Umwelt  (untere Bodenschutzbehörde) 

Aus bodenschutzbehördlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine Bedenken gegen die 
Bauleitplanung der Gemeinde. 
 
Auch wenn es sich um einen bestandserhaltenden B-Plan handelt, sollten die grundsätz-
lichen bodenschutzrechtlichen Aspekte sind in der Begründung/Umweltbericht enthalten 
sein. 
 
Die Begründung ist um die folgenden Hinweise zu ergänzen: 
Im Zuge der Planungen und Baumaßnahmen sind die Vorgaben des Baugesetzbuches (§ 
202 BauGB - Schutz des humosen Oberbodens und § 34 Abs. 1 Satz 2,  BauGB - Wah-
rung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse), der Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV, §§ 6-8) des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG 
u.a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG u.a. § 2 und § 6) 
einzuhalten. 
 
Altlasten 
Innerhalb des Plangeltungsbereiches befinden sich nach heutigem Kenntnisstand (Stand 
06/2024) keine Altablagerungen und keine Altstandorte die als Katasterfall in das Boden- 
und Altlastenkataster aufgenommen wurden. 
 
 
 

• Fachdienst Verkehr  (untere Straßenverkehrsbehörde) 

Unter Punkt 10. wird in der Begründung zum B-Plan auf die bestehenden Verkehrsanla-
gen verwiesen. Diesbezüglich sind keinerlei Problemstellungen bekannt. Dies wird eben-
falls in der Begründung so beschrieben. Da keine Veränderungen im Hinblick auf die Ver-
kehrsanlagen geplant sind, werden seitens der Straßenverkehrsbehörde zum jetzigen 
Zeitpunkt keine Bedenken vorgetragen. 
 
 

Weitere Anregungen werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde nicht vorgetragen. Nach Be-
schlussfassung durch die Gemeindevertretung wird um Vorlage des Abwägungsergebnisses 
gebeten. Ich bitte um Beteiligung im weiteren Planverfahren. 
 
Es wird nach der Bekanntmachung des Beschlusses des Bauleitplans umgehend um die Über-
sendung folgender Unterlagen gebeten: 
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- eine digitale Version des beschlossenen und ausgefertigten Bauleitplans, 
- eine digitale Version der beschlossenen und ausgefertigten Begründung, 
- die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 a BauGB sowie 
- die Bekanntmachung – ebenfalls digital. 

 
Darüber hinaus wird um die Übersendung eines beglaubigten Ausdruckes der o. g. Unterlagen 
auf Papier gebeten. Die digitalen Fassungen senden Sie bitte an die E-Mailadresse regional-
entwicklung@kreis-rd.de. 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Heravi 
 
 
 
 
 
nachrichtlich: 
 
 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat Regionalentwicklung  
und Regionalplanung (IV 62) 
 
ausschließlich per Mail 
 
 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat für Städtebau und Ortsplanung, 
Städtebaurecht (IV 52) 
 
ausschließlich per Mail 
 
 
Amt Bordesholm 
Der Artdirector 
für die Gemeinde Bordesholm 
Mühlenstraße 7 
24582 Bordesholm 
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Fwd: B-Plan 45 Gemeinde Bordesholm
Von: Torsten Schibisch <torsten.schibisch@ac-planergruppe.de>
An: Katrin Steffen <katrin.steffen@ac-planergruppe.de>
Datum: 01.10.2024 8:41

Anfang der weitergeleiteten Nachricht:

Von: Tresselt, Hans-Jörg (Kreis-RD) <hans-joerg.tresselt@kreis-rd.de>
Betreff: B-Plan 45 Gemeinde Bordesholm
Datum: 30. September 2024 um 11:30:41 MESZ
An: "'torsten.schibisch@ac-planergruppe.de'" <torsten.schibisch@ac-planergruppe.de>
Kopie: Regionalentwicklung <Regionalentwicklung@kreis-rd.de>

Sehr geehrte Planergruppe, sehr geehrte Regionalplanung,

anbei gibt die UWB, Abwasser folgende Stellungnahme zum Verfahren im 
derzeitigen Planungsstand ab:

Schmutzwasser: Keine Bedenken und Anregungen

Niederschlagswasser: Da es sich um eine Überplanung im Bestand handelt die dem 
Zweck der zukünftigen Gestaltung dient, bei der nicht vorgesehen ist eine 
weitergehende Versiegelung zuzulassen, kann in diesem Fall auf den 
Wasserhaushaltsnachweis gem. A-RW 1 verzichtet werden. Maßgeblich für den 
Verzicht auf A-RW 1 ist die Übernahme des Inhaltes der Ziffer 13.1 der Begründung 
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in den Bebauungsplan sowie die bereits existierende aufgelockerte Bebauung 
(Ausnahme Gewerbe). Grundsätzlich gilt aber auch hier, dass die Verdunstung und 
Versickerung erhöht werden soll und gleichzeitig die direkte Einleitung in die 
Gewässer möglichst verringert wird.

 
Mit freundlichen Grüßen

Hans-Jörg Tresselt

Der Landrat
Umwelt
Kaiserstraße 10 • 24768 Rendsburg
Telefon: 04331 202-515 
E-Mail: hans-joerg.tresselt@kreis-rd.de
Internet: https://www.kreis-rd.de
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